
Sozialgericht Potsdam 

Az.: S 32 KR 113/19 

In dem Rechtsstreit 

_.  
 

Prozessbevollmächtigte/r: 
DGB Rechtsschutz GmbH 
Büro Berlin, 

- Genthiner Straße 35, 10785 Berlin

gegen 

 

- Beklagte -

hat die 32. Kammer des Sozialgerichts Potsdam auf die mündliche Verhandlung vom 
25. Februar 2022 durch die Richterin am Sozialgericht ... sowie den 
ehrenamtlichen Richter ... und den ehrenamtlichen Richter ... für Recht erkannt:

1. Der Bescheid vom 9.10.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. 

Dezember 2018 wird aufgehoben.
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2. Die Beklagte wird verurteilt, die Bescheide vom 8.03.2017, 15.03.2017 und

31.01.2018 aüfzuheben·.

3. Die Beklagte trägt die außergerichtlichen Kosten des Klägers.

Tatbestand: 

Die Beteiligten streiten im Rahmen eines Überprüfungsverfahrens um die Zahlung von 

Beträgen· zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung im Hinblick auf eine 

monatliche Zahlung eines vormaligen Arbeitgebers des Klägers im Zeitraum von 

Februar 2017 bis Juli 2018. 

Der im Jahr 1960 geborene Kläger war im streitgegenständlichen Zeitraum bei der 

Beklagten gesetzlich kranken- und pflegeversichert. Er war langjähriger Mitarbeiter der 

Firma A. Als solcher schloss er mit Wirkung zum 1. Februar 2016 infolge einer 

betrieblichen Umstrukturierung mit seinem Arbeitgeber und der Firma W. einen 

Aufhebungsvertrag. In der Folge schied er aus dem Unternehmen A. aus und wurde 

bis zum- 31. Januar 2017 als Beschäftigter der W. geführt. 

Ab dem 1. Februar 2017 war der zum damaligen Zeitpunkt 56 Jahre alte Kläger 

arbeitslos und bezog Arbeitslosengeld 1. Außerdem erhielt er eine monatliche Zahlung 

des FOVERUKA e.V. i.H.v. 1.259,52 €. Grundlage dieser Zahlung . war eine 

Versorgungsregelung des vormaligen Arbeitgebers, nach der jedes 

Belegschaftsmitglied, das vor dem 1.1.1993 ein unbefristetes Arbeitsverhältnis mit 

dem Arbeitgeber eingegangen war, eine Wartezeit von 1 O vollendeten Dienstjahren 

erfüllt und das 55. Lebensjahr vollendet hatte und dessen Beschäftigungsverhältnis 

auf Veranlassung des Arbeitgebers beendet worden war, eine monatliche 

Versorgungsleistung erhalten sollte, die erstmals für den Monat gezahlt werden sollte, 

der der wirksamen Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses folgt. Die 

Versorgungsleistung sollte letztmals für den Monat gezahlt werden, in- dem das 

ehemalige Belegschaftsmitglied verstirbt. 
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Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum 
Bundessozialgericht zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der 
Antrag auf Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats, nach Zustellung des 
Urteils bei dem Sozialgericht Potsdam schriftlich oder in elektronischer Form zu 
stellen. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse müssen den Antrag als elektronisches Dokument übermitteln (§ 
65d Satz 1 SGG). Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag beizufügen. Lehnt das 
Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so beginnt 
mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern 
der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und 
die Zustimmungserklärung des Gegners beigefügt war. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments 
gewahrt, das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

- von der verantwortenden Person signiert und·auf einem sicheren
Übermittlungsweg gern. § 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur 
qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr
Verordnung - ERW) in der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes 
und der Länder (www.justiz.de) können weitere Informationen über die 
Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des 
elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

 




